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Sitzung des Ortsbeirates Oggersheim 

Die Mitglieder des Ortsbeirates Oggersheim treten am  

 
Donnerstag, 21. Februar 2019, 15 Uhr, 

Sitzungszimmer des Oggersheimer Rathauses, Schillerplatz, 
 
zu einer öffentlichen Sitzung zusammen. 
 

Erweiterung der  
T a g e s o r d n u n g: 

 
01. Verpflichtung eines neuen Ortsbeiratsmitgliedes 
02. Wahl eines/einer stellvertretenden Ortsvorstehers / Ortsvorsteherin 
 
Ludwigshafen am Rhein, 20.02.2019 
 
gez. 
Barbara Baur 
Ortsvorsteherin 
 
 
 

Gefahrenabwehrverordnung 
zur Begrenzung des Alkoholkonsums im öffentlichen Verkehrsraum 

vom 11.02.2019 
 
Aufgrund der §§ 1, 9, 43 und 48 des Polizei- und Ordnungsbehördengesetzes von Rheinland-Pfalz in der 
Fassung vom 10.11.1993 (GVBl. S. 595), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 19.12.2014 
(GVBl. S. 332), erlässt die Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein als allgemeine Ordnungsbehörde für 
das Gebiet der Stadt Ludwigshafen am Rhein mit Zustimmung des Stadtrates Ludwigshafen am Rhein vom 
11.02.2019 sowie nach Vorlage bei der Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion in Trier als 
Landesordnungsbehörde folgende Gefahrenabwehrverordnung: 
 
 
  



§ 1 
Geltungsbereich 

 
Diese Gefahrenabwehrverordnung gilt gemäß beiliegendem Plan 
 

für den Berliner Platz mit dem Platanenhain, die Heny-Roos-Passage, die Grünanlage Lichtenberger 
Ufer, die Rheinschanzenpromenade, den Ernst-Bloch-Platz, den angrenzenden Kurzzeitparkplatz 
Yorckstraße und den Bereich um die S-Bahn (ohne Privatgelände der S-Bahn).  
 

Dieses Gebiet wird begrenzt 
 im Norden einschließlich durch die Wredestraße und die gedachte Luftlinie bis zum südlichen Ende 

des Gebäudes Rheinuferstraße 8, 
 im Westen einschließlich durch die Bismarckstraße mit dem Platanenhain, einschließlich der 

Dammstraße bis zur Hausnummer 2 sowie  einschließlich der Mundenheimer Straße,  
 im Süden jeweils einschließlich der Yorckstraße und der Max-Bill-Straße bis zum Gebäude 

Rheinpromenade 12,  
 im Osten einschließlich der Rheinschanzenpromenade, im Norden vom südlichen Ende des 

Gebäude Rheinuferstraße 8 bis einschließlich des Gebäudes Rheinpromenade 12 im Süden. 
 
 

§ 2 
Alkoholverbot 

 
(1) In den Geltungsbereichen dieser Gefahrenabwehrverordnung ist es auf den öffentlich zugänglichen 

Flächen außerhalb konzessionierter Freiflächen (Wirtschaftsgärten) verboten 
 

a) alkoholische Getränke jeglicher Art zu konsumieren 
 
b) alkoholische Getränke jeglicher Art mit sich zu führen, wenn aufgrund der konkreten 

Umstände die Absicht erkennbar ist, diese im Geltungsbereich dieser 
Gefahrenabwehrverordnung konsumieren zu wollen 

 
c) Glasgetränkebehältnisse (Flaschen, Gläser) mitzuführen. Ausgenommen ist das Mitführen 

von Glasgetränkebehältnissen durch Personen, welche diese offensichtlich und 
ausschließlich zur unmittelbaren Mitnahme zur häuslichen Verwendung erworben haben. 

 
(2) Für Gaststätten gilt ein Verbot des Verkaufs von alkoholhaltigen Flaschen oder Dosen, sofern die 

Kunden das Areal der Gastronomie mit der gekauften Ware verlassen. 
 
(3) Diese Verbote gelten in den Nächten von Donnerstag auf Freitag, von Freitag auf Samstag und von 

Samstag auf Sonntag von 21.00 Uhr bis 07.00 Uhr. Gleiches gilt für die Nacht auf einen 
gesetzlichen Feiertag. 

 
 

§ 3 
Ausnahmen 

 
In Einzelfällen oder anlässlich besonderer Ereignisse kann die Ordnungsbehörde ganz oder teilweise 
Ausnahmen von diesem Verbot zulassen, sofern keine öffentlichen Interessen entgegenstehen. 
 
 

§ 4 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Buchstabe a in den in § 1 bezeichneten Bereichen alkoholische Getränke 
konsumiert, 



2. entgegen § 2 Abs. 1 Buchstabe b in den in § 1 bezeichneten Bereichen alkoholische Getränke in 
der erkennbaren Absicht mit sich führt, diese dort zu konsumieren, 

 
3. entgegen § 2 Abs. 1 Buchstabe c in den in § 1 bezeichneten Bereichen Glasgetränkebehältnisse mit 

sich führt, 
 
4. entgegen § 2 Abs. 2 an Kunden alkoholhaltige Flaschen oder Dosen verkauft, sofern die Kunden 

das Areal der Gastronomie mit der gekauften Ware verlassen. 
 

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit eine Ausnahme nach § 3 zugelassen worden ist. 
 

(3) Die Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 48 Abs. 2 des Polizei- und Ordnungs-behördengesetzes 
mit einer Geldbuße bis zu 5.000,00 Euro geahndet werden. Das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
findet Anwendung. 

 
 

§ 5 
In-Kraft-Treten 

 
Diese Gefahrenabwehrverordnung tritt am 01.04.2019 in Kraft und mit Ablauf des 31.10.2019 außer Kraft. 
 
 
Ludwigshafen, 13.02.2019 
Stadtverwaltung Ludwigshafen am Rhein 
 
gez. 
Jutta Steinruck 
Oberbürgermeisterin 
 
 
 

 
 



Satzung zur Änderung der Friedhofsatzung der Stadt Ludwigshafen am Rhein 

 
Auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) in der Fassung vom 31.01.1994 
(GVBl S. 153), zuletzt geändert durch Landesgesetz vom 02.03.2017 (GVBl. S. 21), sowie der §§ 2 Abs. 3, 5 
Abs. 2 und 6 Abs. 1 des Bestattungsgesetzes von Rheinland-Pfalz (BestG) vom 04.03.1983 (GVBl. S. 69), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 19.12.2014 (GVBl. S. 301), erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein auf 
Beschluss des Stadtrates vom 11.02.2019 folgende Satzung zur Änderung der Friedhofsatzung vom 
17.12.2009, zuletzt geändert durch Satzung vom 04.07.2013: 
 

§ 1 

§ 5 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) Auf den Friedhöfen ist insbesondere nicht gestattet,  
 

1. mit Fahrzeugen aller Art zu fahren. Dies gilt nicht für Rollstühle, für Rettungs- und 
Krankenfahrzeuge, Dienstfahrzeuge der Stadtverwaltung sowie zugelassene Fahrzeuge der 
Gewerbetreibenden mit einem zulässigen Gesamtgewicht von bis zu 7,5 t.  

2. Waren aller Art sowie gewerbliche Dienste anzubieten,  
3. an Sonn- und Feiertagen oder in der Nähe einer Bestattung oder Gedenkfeier Arbeiten 

auszuführen,  
4. ohne Zustimmung der Friedhofsverwaltung gewerbsmäßig zu fotografieren oder zu filmen,  
5. Druckschriften zu verteilen,  
6. Tiere mit Ausnahme von Assistenzhunden mitzubringen,  
7. von den Grabstätten abgeräumte Pflanzen oder sonstige Abfälle außerhalb der dafür 

bestimmten Stellen zu lagern,  
8. zu spielen, zu lärmen oder Musikwiedergabegeräte zu benutzen,  
9. um Gaben und Geschenke zu betteln oder Sammlungen durchzuführen.  

 
Die Bestimmungen in Abs. 3 Nr. 2 und 9 gelten auch für die Friedhofszugänge. Die Friedhofsverwaltung 
kann Ausnahmen zulassen, soweit sie mit dem Zweck des Friedhofes und der Ordnung auf ihm 
vereinbar sind.  

 
§ 2 

§ 9 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) Aschen müssen spätestens zwei Monate nach der Einäscherung beigesetzt werden; ist bis dahin 
der Grabplatz nicht bestimmt, erfolgt die Beisetzung in einer Urnenreihengrabstätte. Bei 
ordnungsbehördlichen Beisetzungen können von der Friedhofsverwaltung Ausnahmen zugelassen 
werden. 
 

§ 3 

§ 12 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) Vor der Erdbestattung hat der Nutzungsberechtigte auf seine Kosten Grabmal, Einfassung, 
Fundament und Grabzubehör entfernen zu lassen. Vor der Urnenbeisetzung hat der 
Nutzungsberechtigte auf seine Kosten Grabzubehör entfernen zu lassen. Grabmale sind bei 
Urnenbeisetzungen zu entfernen, sofern dies zur Durchführung der Beisetzung erforderlich ist. 
Wenn beim Ausheben der Gräber Grabmale, Fundamente oder Grabzubehör durch die 
Friedhofsverwaltung entfernt werden müssen, sind die dadurch entstehenden Kosten durch den 
Nutzungsberechtigten zu erstatten. 

§ 4 

(1) Die Überschrift von § 13 wird wie folgt geändert: 

§ 13 Särge und Urnen 



(2) § 13 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst: 

(5) Die Bestattung in einer Baumgrabstätte und einer Grabstätte in einem naturnahen Bestattungsfeld 
erfolgt nur in einer dafür vorgesehenen biologisch abbaubaren Urne. 

§ 5 

§ 14 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Die Ruhezeit für Leichen und Aschen beträgt 20 Jahre; bei Kindern die vor Vollendung des sechsten 
Lebensjahres verstorben sind und bei Urnen, die in einer Baumgrabstätte oder einer Grabstätte in 
einem naturnahen Bestattungsfeld bestattet sind, beträgt die Ruhezeit 15 Jahre. 

§ 6 

(1) § 15 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

(2) Umbettungen von Leichen und Aschen bedürfen, unbeschadet der sonstigen gesetzlichen 
Vorschriften, der vorherigen schriftlichen Genehmigung der Friedhofsverwaltung als  örtlicher 
Ordnungsbehörde. Die Zustimmung wird nur bei Vorliegen eines wichtigen Grundes erteilt. 
Umbettungen aus einer Reihengrabstätte in eine andere Reihengrabstätte sind innerhalb der Stadt 
Ludwigshafen nicht zulässig. 

(2) § 15 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) Nach Ablauf der Ruhezeit noch vorhandene Leichen- bzw. Aschenreste können mit vorheriger 
schriftlicher Genehmigung der Friedhofsverwaltung als örtlicher Ordnungsbehörde in Partner- oder 
Wahlgrabstätten umgebettet werden, sofern die Nutzungsgebühr der Grabstätte vollständig bezahlt 
worden ist. 

(3) § 15 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

(4) Umbettungen erfolgen nur auf schriftlichen Antrag. Antragsberechtigt sind bei Umbettungen aus 
Reihengrabstätten die Verantwortlichen nach § 9 Abs. 1 S. 2 BestG. Bei Umbettungen aus Wahl- 
oder Partnergrabstätten sind die Verantwortlichen nach § 9 Abs. 1 S. 2 BestG antragsberechtigt; die 
Einwilligung des jeweiligen Nutzungsberechtigten ist nachzuweisen. Die Friedhofsverwaltung ist bei 
dringendem öffentlichem Interesse berechtigt, Umbettungen vorzunehmen. 

(4) § 15 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst: 

(5) Umbettungen werden ausschließlich von der Friedhofsverwaltung durchgeführt. Sie bestimmt den 
Zeitpunkt der Umbettung, der bei Leichen nur in den Monaten November bis März möglich ist. 
Ausgrabungen von Leichen und Aschen erfolgen unter Ausschluss der Öffentlichkeit und der 
Angehörigen der Verstorbenen. 

(5) § 15 Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst: 

(6) Umbettungen von Aschen aus einer Baumgrabstätte oder einer Grabstätte in einem naturnahen 
Bestattungsfeld sind nicht zulässig. 

§ 7 

§ 16 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

(4) Die Grabstätten werden unterschieden in 

 1. Reihengräber 
 2. Partnergräber 
 3. Wahlgräber 



§ 8 

(1) Die Überschrift von § 18 wird wie folgt geändert: 

§ 18 Partnergräber 

(2) § 18 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Partnergräber sind Grabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen, an denen auf 
schriftlichen Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren verliehen wird. Sie werden als 
einstellige Grabstätten vergeben Die Lage der Partnergräber wird im Einvernehmen mit dem 
Antragsteller bestimmt. 

(3) § 18 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

(2) Das Nutzungsrecht beginnt mit Aushändigung der Nutzungsurkunde. Es endet nach 30 Jahren mit 
Ablauf des Kalendermonats, der in seiner Benennung dem der Aushändigung der Nutzungsurkunde 
entspricht. 

(4) § 18 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) Das Nutzungsrecht kann nicht verlängert werden, wenn der/die zweite Verstorbene im Partnergrab 
beigesetzt worden ist. § 20 Abs. 7 bleibt unberührt. Wenn nach Ablauf des Nutzungsrechtes der 
zweite Partner noch nicht beigesetzt worden ist, kann das Nutzungsrecht um die Dauer der Ruhezeit 
(§ 14) oder um 5, 10 oder 15 Jahre verlängert werden. 

(5) § 18 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

(4) Ein Partnergrab hat folgende Maße: 

 1. Partnergrabstätten für die Beisetzung von Leichen: 
   Länge: 2,30 m   Breite: 1,00 m 
       Abstand: 0,50 m 
 
 2. Partnergrabstätten für die Beisetzung von Urnen: 
   Länge: 1,00 m   Breite: 0,75 m 
       Abstand: 0,25 m 
 
(6) Nach § 18 Abs. 4 wird folgender Abs. 5 eingefügt: 

(5) Abweichungen von den Maßen nach Abs. 4 sind zulässig, falls die Planung dies erfordert. 

§ 9 

(1) Die Überschrift von § 18a wird wie folgt geändert: 

§ 18a Partnergräber mit privatrechtlichem Dauergrabpflegevertrag 

(2) § 18a Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Es werden Erdbeisetzungen und Urnenbeisetzungen in einstelligen Grabstätten durchgeführt. Die 
Lage der Partnergräber wird durch die Friedhofsverwaltung bestimmt. 

(3) § 18a Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

(4) § 18 Abs. 3 findet entsprechende Anwendung. 

 



§ 10 

§ 19 wird wie folgt neu gefasst: 

§ 19 Wahlgräber 

(1) Die Wahlgrabstätten werden als 

 1. Wahlgräber für Erdbestattungen (Erd-Familiengräber), 
 2. Wahlgräber für Urnenbeisetzungen (Urnen-Familiengräber), 
 3. Wahlgrabstätten für Urnenbeisetzungen 
   a) in Urnenmauernischen, 
   b) in Urnenstelen, 
   c) in Urnengemeinschaftsgrabanlagen, 
   d) in Baumgräbern an einem Gemeinschaftsbaum, 
   e) als Familienbaum, 

4. Wahlgrabstätten in einem naturnahen Bestattungsfeld für Erdbestattungen  
    und Urnenbeisetzungen. 

 

(2) Wahlgräber sind Grabstätten für Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen, an denen auf 
schriftlichen Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 30 Jahren verliehen wird. Sie werden als 
ein- oder mehrstellige Grabstätten vergeben Die Lage der Wahlgräber wird im Einvernehmen mit 
dem Antragsteller bestimmt. 

(3) Bei Baumgrabstätten und Grabstätten in einem naturnahen Bestattungsfeld wird auf schriftlichen 
Antrag ein Nutzungsrecht für die Dauer von 25 Jahren verliehen. 

(4) Das Nutzungsrecht beginnt mit Aushändigung der Nutzungsurkunde. Es endet nach 25 bis 30 
Jahren mit Ablauf des Kalendermonats, der in seiner Benennung dem der Aushändigung der 
Nutzungsurkunde entspricht. Für Nutzungsrechte, die vor dem 01.01.2006 erworben wurden, bleibt 
das Nutzungsrecht von 40 Jahren bestehen. 

(5) Das Nutzungsrecht kann auf schriftlichen Antrag um die volle Nutzungszeit oder um 5, 10, 15, 20, 25 
Jahre verlängert werden. Dem Antrag wird nur stattgegeben, wenn das Wahlgrab ordnungsgemäß 
angelegt und unterhalten sowie die Nutzungsgebühr vollständig bezahlt worden ist. Bei einer 
verbleibenden Nutzungszeit des Wahlgrabes über 5 Jahre ist eine Verlängerung nicht möglich. Die 
Verlängerung erstreckt sich auf die gesamte Grabstätte. 

(6) Ein Wahlgrab i. S. des § 19 Abs. 1 Nr. 1 (Erd-Familiengrab) hat die Maße: 

   Länge: 2,50 m   Breite: 1,00 m 
       Abstand: 0,50 m 
 

Ein Wahlgrab i. S. des § 19 Abs. 1 Nr. 2 (Urnen-Familiengrab) hat die Maße: 

   Länge: 1,00 m   Breite: 1,00 m 
       Abstand: 0,25 m 
 

(7) Abweichungen von den Maßen nach Abs. 6 sind zulässig, falls die örtliche Gegebenheit dies 
erfordert. 

§ 11 

(1) Die Überschrift von § 20 wird wie folgt geändert: 

§ 20 Belegung der Wahl- und Partnergräber 

(2) § 20 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 



(1) In einem Wahlgrab i. S. des § 19 Abs. Nr. 1 (Erd-Familiengräber) können zwei Leichen übereinander 
(Doppelbelegung) und bis zu vier Ascheurnen beigesetzt werden. 

(3) § 18 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

(2) In einem Wahlgrab i. S. des § 19 Abs. 1 Nr. 2 (Urnen-Familiengräber) können vier Ascheurnen 
beigesetzt werden. 

(4) § 18 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) In einem Partnergrab i. S. des § 18 Abs. 1 oder § 18a Abs. 1 für Erdbestattungen können zwei 
Leichen übereinander (Doppelbelegung) beigesetzt oder eine Leiche und eine Urne beigesetzt 
werden. 

(5) § 20 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

(4) In einem Partnergrab i. S. des § 18 Abs. 1 oder § 18a Abs. 1 für Urnenbeisetzungen können zwei 
Urnen beigesetzt werden 

(6) § 20 Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst: 

(6) In einer Baumgrabstätte, die sich an einem Gemeinschaftsbaum befindet, kann eine Urne beigesetzt 
werden. 

(7) Nach § 20 Abs. 6 werden folgende Abs. 6a und 6b eingeführt: 

(6a) In einer Baumgrabstätte, die sich an einem Gemeinschaftsbaum befindet, kann eine  
   Urne beigesetzt werden. 
 

(6b) In einer Grabstätte in einem naturnahen Bestattungsfeld können in ausgewiesenen  
       Flächen 

1. zwei Leichen übereinander  oder in Ausnahmefällen eine Leiche und eine Urne beigesetzt 
werden; 

2. eine Urne beigesetzt werden. 
 

(8) § 20 Abs. 7 wird wie folgt neu gefasst: 

(7) Die Bestattung in einem Wahl- oder Partnergrab ist nur dann zulässig, wenn das Nutzungsrecht an 
dem Grab sich mindestens bis zum Ende der Ruhezeit der beizusetzenden Leiche oder Urne 
erstreckt. Endet das Nutzungsrecht vor diesem Zeitpunkt, muss es mindestens um die vollen Jahre 
verlängert werden, die bis zum Ende der Ruhezeit fehlen. Das gleiche gilt bei mehrstelligen 
Grabstätten. 

(9) § 20 Abs. 8 wird wie folgt neu gefasst: 

(8) In einem bereits doppelt belegten Wahlgrab ist die Bestattung einer weiteren Leiche oder Urne nur 
möglich, wenn die Ruhezeit der zuletzt bestatteten Leiche oder Urne abgelaufen ist. 

§ 12 

(1) Die Überschrift von § 21 wird wie folgt geändert: 

§ 21 Umfang und Rückgabe des Nutzungsrechts an einem Wahl- und Partnergrab 

(2) § 21 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Der Nutzungsberechtigte hat im Rahmen der Friedhofsatzung das Recht, Verstorbene in dem 
Wahlgrab bestatten zu lassen und nach seinem Ableben in dem Wahlgrab bestattet zu werden. 



(3) § 21 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

(2) Das Nutzungsrecht kann mit Zustimmung der Friedhofsverwaltung auf eine andere Person 
übertragen werden. Die Übertragung erfolgt nur, wenn die an der Übertragung beteiligten Personen 
in die Übertragung schriftlich einwilligen. Die Bestimmung des Rechtsnachfolgers soll bereits mit 
Stellung des Antrages durch schriftliche Erklärung gegenüber der Friedhofsverwaltung erfolgen. Ist 
eine Bestimmung nicht erfolgt, so geht im Falle des Ablebens des Nutzungsberechtigten das 
Nutzungsrecht in nachstehender Rheinfolge über: 

 1. überlebender Ehegatte bzw. eingetragene Lebenspartner, 
 2. Kinder 
 3. Enkel, 
 4. Geschwister, 
 5. Eltern, 
 6. die nicht unter Nr. 1 bis 5 fallenden Erben 
 
(4) § 21 Abs. 4 wird wie folgt neu gefasst: 

(4) Das Nutzungsrecht an einem unbelegten Wahl- oder Partnergrab kann jederzeit zurückgegeben 
werden. Das Nutzungsrecht an einem belegten Wahl- oder Partnergrab kann erst dann 
zurückgegeben werden, wenn die Ruhezeit des zuletzt Verstorbenen abgelaufen ist. Die Rückgabe 
muss vom Nutzungsberechtigten schriftlich bei der Friedhofsverwaltung angezeigt werden. Die 
Rückgabe ist nur für die gesamte Grabstätte möglich. Bei der Rückgabe des Nutzungsrechtes wird 
die entrichtete Gebühr nicht zurückerstattet. 

(5) § 21 Abs. 6 wird wie folgt neu gefasst: 

(6) Beim Tausch von Wahl- und Partnergräbern sind die Absätze 1 bis 5 entsprechend anzuwenden. 

§ 13 

§ 26 Abs. 1 wird wie folgt neu gefasst: 

(1) Grabmale und sonstige baulichen Anlagen müssen verkehrssicher sein. Für die Erstellung, die 
Abnahmeprüfung und die jährliche Prüfung der Grabanlagen gilt die Technische Anleitung zur 
Standsicherheit von Grabmalanlagen (TA Grabmal) der Deutschen Naturstein Akademie e. V. 
(DENAK) in der aktuellen Ausgabe (Fassung). Für das Errichten und Versetzen von Grabmalen 
muss bei der Friedhofsverwaltung ein schriftlicher Antrag (Anzeige) nach der TA Grabmal gestellt 
werden. 

§ 14 

§ 31 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

(2) Nach Ablauf der Ruhezeit bei Reihengrabstätten, nach Ablauf der Nutzungszeit bei Wahl- und 
Partnergrabstätten oder nach der Entziehung von Grabstätten und Nutzungsrechten sind die 
Grabmale innerhalb einer Frist von drei Monaten durch den Nutzungsberechtigten zu entfernen. 
Kommt der Nutzungsberechtigte dieser Verpflichtung nicht nach, so ist die Friedhofsverwaltung 
berechtigt die Grabstätte räumen zu lassen. Holt der Nutzungsberechtigte das Grabmal nicht 
innerhalb von drei Monaten ab, wird es bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen als 
herrenlose Sache behandelt. 

§ 15 

(1) § 32 Abs. 2 wird wie folgt neu gefasst: 

(2) Auf Wahlgräbern i. S. des § 19 Abs. 1 Nr. 1 (Erd-Familiengräber) und Partnergräbern i. S. des § 18 
Abs. 1 für Erdbestattungen sind Grabmale mit folgenden Maßen zulässig: 



 1. Stehende Grabmale 
   a) bei einstelligen Gräbern:  
        Höhe 0,80 bis 1,20 m, Breite bis 0,60 m, Mindeststärke 0,18 m; 
   b) bei mehrstelligen Gräbern:  

     Höhe 1,00 bis 1,20 m, Breite bis 1,40 m, Mindeststärke 0,18 m, 
 

 2. Liegende Grabmale 
   a) bei einstelligen Gräbern:  
        Breite bis 0,60 m, Länge 0,70 bis 0,90 m, Höhe 0,14 m bis 0,30 m; 
   b) bei mehrstelligen Gräbern:  

     Breite bis 0,75 m, Länge 0,80 bis 1,20 m, Höhe 0,14 bis 0,30 m. 
 
(2) § 32 Abs. 3 wird wie folgt neu gefasst: 

(3) Auf Wahlgräbern i. S. des § 19 Abs. 1 Nr. 2 (Urnen-Familiengräber) und Partnergräbern i. S. des § 
18 Abs. 1 für Urnenbeisetzungen sind Grabmale bis zu folgenden Größen zulässig: 

1. Stehende Grabmale mit quadratischem oder rundem Grundriss 0,40 x 0,40 m,   
Höhe 0,80 bis 1,20 m;  

2. Liegende Grabmale mit quadratischem Grundriss bis 0,40 x 0,40 m, Höchstmaß 0,70 x 0,70 m, 
Höhe der hinteren Kante 0,16 m  

 
(3) § 32 Abs. 5 wird wie folgt neu gefasst: 

(6) Für Urnenstelen, Urnengemeinschaftsgrabanlagen, Baumbestattungen und Grabstätten in einem 
naturnahen Bestattungsfeld gelten besondere Nutzungs- und Gestaltungsvorschriften, die dieser 
Satzung als Anlage 1, 2, 3 und 4 beigefügt sind. anzuwenden. 

§ 16 

Die Überschrift der Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

Besondere Nutzungs- und Gestaltungsvorschriften für die Urnenstelen 

§ 17 

Die Überschrift der Anlage 2 wird wie folgt geändert: 

Besondere Nutzungs- und Gestaltungsvorschriften für die Urnengemeinschaftsgrabanlage 

§ 18 

(1) Die Überschrift der Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

Besondere Nutzungs- und Gestaltungsvorschriften für Baumbestattungen 

(2) Anlage 3 wird wie folgt geändert: 

Die Baumgrabstätten zählen zu den Grabstätten in Grabfeldern mit besonderen Nutzungs- und 
Gestaltungsvorschriften. Diese Vorschriften gewährleisten eine der Pietät angemessene Darstellung. 
 
Der Friedhofsträger stellt dem Nutzungsberechtigten den erworbenen Familienbaum bzw. den 
entsprechenden Grabplatz an einem Gemeinschaftsbaum zur Verfügung.  
 
Im Bereich der Kronentraufen von vorhandenen und neu gepflanzten Bäumen wurden die 
Grabplätze eingerichtet. Die Bäume wurden als Gruppen- und Einzelbäume angepflanzt.  
 
Das gewachsene, weitestgehend naturbelassene Baumbestattungsfeld darf in seinem 
Erscheinungsbild nicht negativ beeinfluss werden. Es ist daher untersagt, den Grabplatz zu 



bearbeiten, zu schmücken oder in sonstiger Form zu verändern. Es ist insbesondere nicht gestattet. 

 

  1. Grabmale, Gedenksteine und sonstige bauliche Anlagen zu errichten,  
  2. Kränze, Grabschmuck, Erinnerungsstücke oder sonstige   

    Grabbeigaben niederzulegen oder der Urne beizugeben,  
  3. Kerzen und Lampen aufzustellen,  
  4. Anpflanzungen vorzunehmen.  

Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, abgelegtes Grabzubehör zu entfernen und zu entsorgen.  
 
Die Grabinschrift erfolgt durch den Nutzungsberechtigten ausschließlich an der dafür vorgesehenen 
und durch die Friedhofsverwaltung bestimmten Stelle. Die Pflege und gärtnerische Gestaltung der 
Anlage obliegt der Stadt Ludwigshafen. 

 
§ 19 

Nach Anlage 3 wird folgende Anlage 4 eingeführt: 

Besondere Nutzungs- und Gestaltungsvorschriften für naturnahe Bestattungsfelder 

Die Grabstätten im naturnahen Bestattungsfeld zählen zu den Grabstätten in Grabfeldern mit 
besonderen Nutzungs- und Gestaltungsvorschriften. Diese Vorschriften gewährleisten eine der 
Pietät angemessene Darstellung. 
 
Der Friedhofsträger stellt dem Nutzungsberechtigten die erworbene Grabstätte im naturnahen 
Bestattungsfeld zur Verfügung. Die Grabstätten werden im naturnahen Bestattungsfeld an 
ausgewiesenen Flächen erstellt. 
 
Das gewachsene und weitestgehend naturbelassene naturnahe Bestattungsfeld darf in seinem 
Erscheinungsbild nicht negativ beeinflusst werden. Es ist daher untersagt, das Bestattungsfeld zu 
bearbeiten, zu schmücken oder in sonstiger Form zu verändern. Es ist insbesondere nicht gestattet:  
 
 1. Grabmale, Gedenksteine und sonstige bauliche Anlagen zu errichten,  
 2. Kränze, Grabschmuck, Erinnerungsstücke oder sonstige Grabbeigaben  

    niederzulegen oder der Urne beizugeben,  
 3. Kerzen und Lampen aufzustellen,  
 4. Anpflanzungen vorzunehmen.  
 
Die Friedhofsverwaltung ist berechtigt, abgelegtes Grabzubehör zu entfernen und zu entsorgen.  
 
Die Grabinschrift erfolgt durch den Nutzungsberechtigten ausschließlich an der dafür vorgesehenen 
und durch die Friedhofsverwaltung bestimmten Stelle. Die Pflege und gärtnerische Gestaltung der 
Anlage obliegt der Stadt Ludwigshafen. 

 

§ 20 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Ludwigshafen am Rhein, 13.02.2019 
Stadtverwaltung 
 
gez. 
Jutta Steinruck  
Oberbürgermeisterin 
 
 
  



Satzung zur Änderung der Satzung über die Erhebung einer Gebühr für die Benutzung  
der Friedhöfe und Bestattungseinrichtungen der Stadt Ludwigshafen am Rhein; 

(Friedhof- und Bestattungsgebührenordnung) 
vom 28.06.1993, zuletzt geändert durch Satzung vom 15.12.2014 

 
Auf Grund des § 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz in der Fassung vom 31.01.1994 (GVBl S. 
153), zuletzt geändert durch Gesetz vom 02.03.2017 (GVBl. S. 21), in Verbindung mit § 2 Abs. 1 des 
Kommunalabgabengesetzes vom 20.06.1995 (GVBl S. 175), zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.12.2015 
(GVBl. S. 472), erlässt die Stadt Ludwigshafen am Rhein auf Beschluß des Stadtrates vom 11.02.2019 
folgende Satzung: 
 

§ 1 
 
Die Anlage zur Friedhof- und Bestattungsgebührenordnung vom 28.06.1993 erhält folgende Fassung: 
 
„I. Sargbestattung und Urnenbeisetzung 

1. Sargbestattung  
1.1 Erwachsene und Kinder über 6 Jahre 881,00 EUR 
1.2 Kinder bis zu 6 Jahren 441,00 EUR 
1.3 Früh- und Totgeburten   73,00 EUR 
1.4 Bestattung von auswärts überführten Gebeinen 391,00 EUR 
1.5 tiefere Ausschachtung eines Erdfamiliengrabes  193,00 EUR 

2. Urnenbeisetzung  367,00 EUR 
 
II. Benutzung von Friedhofseinrichtungen 
          1.     Aufbewahrung eines Leichnams 

 
1.1 Aufbewahrung eines Leichnams in einer Leichenzelle bis 96 Std. 162,00 EUR 

        - bei Bedarf in einer Kühlzelle - bis zur Bestattung 
 
1.2 Aufbewahrung eines Leichnams in einer Leichenzelle bis 48 Std. 89,00 EUR 

              - bei Bedarf in einer Kühlzelle - bis zur Bestattung 
1.3 Je weiterer angefangener Tag - Leichenzelle -  61,00 EUR 
 
1.4 Je weiterer angefangener Tag - Kühlzelle - 51,00 EUR 

 
2. Trauerhallenbenutzung   

2.1 mit musikalischer Begleitung bis 30 Minuten   384,00 EUR 
2.2 ohne musikalische Begleitung bis 30 Minuten 358,00 EUR 
2.3 Trauerhallennutzung je weitere 15 Min. 143,00 EUR 

3. Benutzung des Sektionsraumes   126,00 EUR 
 
III. Überlassung von Grabnutzungsrechten 

1. Erwerb eines 30jährigen Nutzungsrechtes an einem einstelligen Wahl- und Partnergrab für 
Erdbestattungen und Urnenbeisetzungen  
1.1 Wahlgrab für Erdbestattungen in allgemeiner Lage             1.816,00 EUR 
1.2 Wahlgrab für Erdbestattungen in besonderer Lage             2.339,00 EUR 
1.3 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in allgemeiner Lage             1.041,00 EUR 
1.4 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in besonderer Lage             1.564,00 EUR 
1.5 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in Urnenmauernischen 
1.51 im Hauptfriedhof 2.660,00 EUR 
1.52 auf dem Friedhof Mundenheim 2.261,00 EUR 
1.6 Wahlgrab für Erdbestattungen in allgemeiner Lage 1.713,00 EUR 
1.7 Partnergrab für Urnenbeisetzungen in allgemeiner Lage 911,00 EUR 
1.8 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in Urnenstelen 2.572,00 EUR 
1.9 Wahlgrab für Urnenbeisetzungen in  

Urnengemeinschaftsanlagen 1.825,00 EUR 



1.10 Wird das Nutzungsrecht an einem mehrstelligen Wahlgrab erworben, so ist 
das jeweils Mehrfache der unter den Ziff. 1.1 – 1.7 genannten Beträge zu 
entrichten. 

1.11 Für die Verlängerung des Nutzungsrechtes ist für jedes weitere 
Nutzungsjahr 1/30 der unter Ziff. 1.1 bis 1.9 genannten Beträge zu 
entrichten. Ziff. 1.10 gilt entsprechend. 

1.12 Bei einem mehrstelligen Wahlgrab ist die Verlängerung des 
Nutzungsrechtes nur für den gesamten Grabplatz möglich. Ziff. 1.1 – 1.11 
gelten entsprechend. 

 
2. Erwerb eines 25jährigen Nutzungsrechts an einer Baumgrabstätte: 
       2.1  Wahlgrab an einem Gemeinschaftsbaum 1.283,00 EUR 
       2.2  Wahlgrab als Familienbaum 9.620,00 EUR 
       2.3 Für die Verlängerung des Nutzungsrechtes ist für jedes weitere 

Nutzungsjahr1/25 der unter Ziff. 2.1 und 2.2 genannten Beträge zu 
entrichten. 

 
3. Erwerb eines 25jährigen Nutzungsrechts an einer Grabstätte in einem 

naturnahen Bestattungsfeld 
 3.1  Erdgrabstätte          2.830,00 EUR 

 3.2  Urnengrabstätte          1.631,00 EUR 
 
4. Rückgabe des Nutzungsrechtes an Wahlgräbern und Partnergräbern 

4.1 Verwaltungskosten (für jede Grabauflösung) 42,00 EUR 
 

5. Abräumung von Wahl- und Partnergräbern 
5.1  Abräumung eines Erdwahl- oder Erdpartnergrabes 259,00 EUR 
5.2 Abräumung eines Urnenwahl- oder Urnenpartnergrabes 191,00 EUR 
5.3 Abräumung einer Urnennische in einer Mauer oder Stele 151,00 EUR 
5.4 Bei Abräumung von mehrstelligen Familiengräbern erhöhen sich Beträge der 

Ziffern 5.1 – 5.3 um jeweils die Hälfte 
  
 Bei Gräbern, die nach dem 01.01.2010 erworben wurden, werden die 

Gebühren zum Zeitpunkt der Beantragung des Grabnutzungsrechts 
erhoben und bei der Abräumung durch den Nutzungsberechtigten 
zurückerstattet. 

 
6. Erwerb eines 20jährigen Nutzungsrechtes an einem Reihengrab  

6.1 Reihengrab für Erdbestattungen 
 6.1.1 Erwachsene und Kinder über 6 Jahre  918,00 EUR 
 5.1.2 Kinder bis zu 6 Jahren 378,00 EUR 
6.2 Reihengrab für Urnenbeisetzungen 565,00 EUR 

 
IV. Ausgrabungen und Wiederbeisetzung  

1. Ausgrabungen und Wiederbeisetzungen in ein anderes Grab auf dem gleichen Friedhof oder 
dem Friedhof eines anderen Stadtteiles 
1.1 Erwachsene und Kinder über 6 Jahre  1.046,00 EUR 
1.2 Kinder bis zu 6 Jahren 523,00 EUR 
1.3 Urnen 276,00 EUR 
1.4 Werden gleichzeitig mehrere in einem Grab Bestattete ausgegraben und 

umgebettet, so wird nur für den Bestatteten der volle Betrag berechnet, für 
den sich der höchste Betrag ergibt. Für alle übrigen Bestatteten ermäßigen 
sich die Beträge der Ziffern 1.1 bis 1.3 um die Hälfte. 

1.5 Für Ausgrabungen von Bestatteten zur Überführung nach auswärts bzw. 
Wiederbestattung im gleichen Grab, werden die halben Beträge der Ziffern 
1.1 – 1.3 erhoben. Werden gleichzeitig mehrere in einem Grab Bestattete 
ausgegraben, so wird für den Bestatteten der volle Betrag berechnet, für 



den sich der höchste Betrag ergibt. Für alle übrigen Bestatteten ermäßigen 
sich die Beträge der Ziffern 1.1 -1.3 auf ein Viertel. 
 

V. Grabzeichen 
 Bearbeitung der Anzeige zur Aufstellung, Änderung oder zum Versetzen eines  
 Grabmals (Grabstein, Liegeplatte oder Einfassung) 52,00 EUR 
 
VI.  sonstige Gebühren 
 1. Kammerverschlussplatte mir Befestigungsmaterialien für Urnen-   
 stelen 281,00 EUR 

2. Besondere und sonstige Leistungen, die in der Satzung nicht als Gebühr 
aufgeführt sind, oder in ihrem Ausmaß über die in der Satzung vorgesehenen 
Leistungen hinausgehen, werden zusätzlich berechnet. Die Gebührenhöhe 
bestimmt sich nach den tatsächlichen Aufwendungen und dem geltenden 
Stundensatz. Der Stundensatz beträgt 42,00 Euro. 

3. Zufahrtserlaubnis für Gewerbetreibende für den Zeitraum eines  
Jahres             2,00 EUR“ 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
Ludwigshafen am Rhein, 13.02.2019 
Stadtverwaltung 
 
gez. 
Jutta Steinruck  
Oberbürgermeisterin 
 
 
 
Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen 
Öffentliche Ausschreibungen der Stadt Ludwigshafen finden Sie ab sofort unter 
www.auftragsboerse.de. 
Dort können Sie alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos abrufen! 
Es ist Ziel der Stadt Ludwigshafen die Umsetzung der elektronischen Vergabe weiter zu stärken. 
Um die Vergabevorgänge zwischen Auftraggeber und Bietern möglichst einfach und effizient zu 
gestalten, hat sich die Stadt Ludwigshafen der neuen und optimierten E-Vergabeplattform der 
Metropolregion Rhein-Neckar angeschlossen. 


